Lieferauftrag SWR.Spar fur Strom //

Gewerbekunden L

Stadtwerke Radevormwald GmbH SWR

Am Gaswerk 13 /42477 Radevormwald

Geschaftsfuhrer: Florian Weiskirch Handelsregister: Kéln HRB 38080 Telefon: 02195 9131-0
Vors. des Aufsichtsrates: Dietmar Busch Steuer-Nr.: 221/5759/0367 Fax: 02195 9131-67
Verwaltungssitz: Radevormwald USt-IdNr.: DE198538514 E-Mail: info@s-w-r.de
1. Kunde
Anrede (freiw. Angabe) Titel (freiw. Angabe) Kundennummer Geburtsdatum (freiw. Angabe)
Vorname / Name / Firma Zusatz
Strafl3e / Hausnummer PLZ / Ort
Telefon Mobiltelefon E-Mail
Handelsregisternummer (nur bei Gewerbelieferstelle) Steuernummer (nur bei Gewerbelieferstelle)

Der Lieferant kann dem Kunden Uber die angegebene E-Mail-Adresse rechtserhebliche Erklarungen zur Begriindung, Durchfiihrung, Anderung oder Beendigung dieses
Vertragsverhéltnisses (z. B. Mitteilungen uiber den Vertrags- oder Lieferbeginn etc.) zusenden. Fir eine dartber hinausgehende Verwendung der E-Mail-Adresse gelten die
AGB. Anderungen der vorgenannten Kontaktdaten des Kunden sind dem Lieferanten unverziglich in Textform mitzuteilen.

2. Abnahmestelle
Strafl3e / Hausnummer PLZ/ Ort
Stromzahlernummer / Identifikationsnummer der Marktlokation Aktueller Zahlerstand
3. Bisheriger Strombezug (nur auszufullen, wenn Sie bisher kein Stromkunde der SWR. sind)

Um lhren Auftrag schnellstmdglich ausfiihren zu kdnnen, bitten wir Sie um folgende Angaben oder alternativ um Zusendung einer Kopie lhrer letzten Stromrechnung.

Bisheriger Stromlieferant (Name und Anschrift)

Kunden-Nr. beim bisherigen Lieferanten Vorjahresstromverbrauch in kWh

4, Preise

Der Kunde beauftragt den Lieferanten mit der Lieferung des gesamten Bedarfs des Kunden an Strom geméaR den Bestimmungen dieses Vertrages an die oben
genannte Abnahmestelle. Der Kunde verpflichtet sich mit diesem Auftrag zur Abnahme seines gesamten Bedarfs an Strom und zur Zahlung des Entgelts geman dem
als Anlage beigefiligten Preisblatt. Die aktuellen giiltigen Preise kdnnen zusétzlich unter www.s-w-r.de abgerufen und in wiedergabefahiger Form gespeichert werden.

5. Lieferbeginn
Gewlinschter Lieferbeginn (fir den tatséchlichen Lieferbeginn gilt Ziffer 1 der AGB):
O Né&chstmdglicher Zeitpunkt O zum 01. Juni 24
6. Laufzeit / Kiindigung
Der Vertrag hat eine Erstlaufzeit bis zum Ablauf des 31.12. des laufenden Kalenderjahres, bei einem Vertragsschluss nach dem 31.10. bis zum 31.12. des folgendeKalen-

derjahres. Die Laufzeit des Vertrags verlangert sich jeweils um ein Jahr, sofern der Vertrag nicht von einer Partei mit einer Frist von einem Monat vor Ablauf gekindigt
wird. Die Kiindigung bedarf der Textform. Besondere Kiindigungsrechte (nach Gesetz oder den beigefiigten AGB) bleiben unberihrt.

Stand: Juni 2024


http://www.s-w-r.de/

7. Geltung der Allgemeinen Geschaftsbedingungen

Erganzend, soweit in diesem Vertrag nicht anders geregelt, finden die beigefiigten Allgemeinen Geschéftsbedingungen der Stadtwerke Radevormwald GmbH fir den
SWR. Sparvertrag — Gewerbe - Anwendung. Dieser Vertragstext und die Allgemeinen Geschaftsbedingungen kénnen zusatzlich unter www.s-w-r.de abgerufen und
in wiedergabefahiger Form gespeichert werden. Zusétzlich kénnen Sie diese telefonisch unter 02195 9131-0 anfordern.

8. Vollmacht

Der Kunde bevoliméchtigt den Lieferanten zur Vornahme aller Handlungen sowie Abgabe und Entgegennahme aller Erklarungen, die im Zusammenhang mit dem
Wechsel des Stromversorgers erforderlich werden, etwa einer Kiindigung des bisherigen Liefervertrages

Zudem bevollméchtigt der Kunde den Lieferanten auch zur Kiindigung etwaiger bestehender Vertrage iiber die Durchfiihrung des Messstellenbetriebs und/ oder der
Messung. Der Kunde bevolimé&chtigt den Lieferanten ferner zur Abfrage seiner Messwerte (auch Vorjahresverbrauchsdaten) beim jeweils zustandigen Messstellenbe-
treiber.

9. SEPA-Basislastschriftmandat

Der nachstehend genannte Kontoinhaber erméchtigt die Stadtwerke Radevormwald GmbH (glaubiger Identifikationsnummer: DE34ZZZ00000021182) Zahlungen aus
diesem Vertragsverhéltnis von dem unten angegebenen Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weist der nachstehend genannte Kontoinhaber sein Kreditinstitut
an, die von der Stadtwerke Radevormwald GmbH auf das angegebene Konto gezogenen Lastschriften einzulésen. Hinweis: Der Kontoinhaber kann innerhalb von acht
Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit seinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
Die Mandatsreferenznummer fur dieses SEPA-Mandat wird dem Kontoinhaber gesondert mitgeteilt.

Die Erteilung eines SEPA-Basislastschriftmandats ist keine Voraussetzung fur das Zustandekommen dieses Vertrags. Auf die Zahlungsmdglichkeiten geman Ziffer 4.1 der
AGB wird hingewiesen.

IBAN Kreditinstitut

StralRe und Hausnummer des Kontoinhabers Postleitzahl und Wohnort des Kontoinhabers
X

Name, Vorname des Kontoinhabers Unterschrift des Kontoinhabers

10. Auftragserteilung

Der Kunde erteilt dem Lieferanten mit seiner Unterschrift den Auftrag, seinen gesamten Bedarf an elektrischer Energie an die genannte Entnahmestelle zu
liefern und nimmt die Widerrufsbelehrung zur Kenntnis. Die Belieferung erfolgt auBerhalb der Grundversorgung. Der Vertrag kommt mit der Auftragsbestéti-
gung des Lieferanten zustande, die spatestens 14 Tage nach Absendung des Auftrages zu erfolgen hat.

X
Ort / Datum Unterschrift Kunde

Anlagen zum Vertrag:
- Preisblatt SWR. Spar (Stand: 01.04.2024)
- AGB der SWR. fir den SWR. Sparvertrag — Gewerbe

Stand: Juni 2024


http://www.s-w-r.de/
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Allgemeine Geschéftsbedingungen der Stadtwerke Radevormwald GmbH (SWR.) fiir den SWR.Sparvertrag — Haus-

halt auBerhalb der Grundversorgung
Stadtwerke Radevormwald GmbH; Am Gaswerk 13; 42477 Radevormwald; E-Mail: info@s-w-r.de ; Internet.: www.s-w-r.de ; Tel.: 02195 9131-0; Fax: 02195 9131-67

1.

Vertragsschluss / Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des vo-
raussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsachliche Lieferbeginn hangt davon ab,
dass alle fiir die Belieferung notwendigen Mafnahmen (Kiindigung des bisherigen Liefer-
vertrags etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des
Kunden gemaR §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den
Lieferanten hierzu ausdricklich auf.

2.

2.1.

2.2.

23.

24.

2.5.

26.

3.1.

3.2

3.3.

3.4.

Umfang und Durchfiihrung der Lieferung / Leistungsumfang / Befreiung
von der Leistungspflicht / Erzeugungsanlagen

Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an seine
vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahrnr ist die Eigentumsgrenze
des Netzanschlusses, Uber den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-
Identifikationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert wird.

Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist ge-
man § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Ver-
trag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schliet. Der Lieferant
stellt dem Kunden das Entgelt fir den Messstellenbetrieb und Messung unter den
Voraussetzungen von Ziffer 6.2 in Rechnung.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelméaRigkeiten in der Energieversorgung
ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebs ein-
schlieRlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu
den mdglichen Anspriichen des Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Zif-
fer 10 verwiesen.

Wird den Parteien die Erfullung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare
Umstande, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem
angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden
kann (insbesondere hohere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Pande-
mien, ArbeitskampfmaRnahmen, hoheitliche Anordnungen) unméglich gemacht,
so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten befreit, solange
diese Umstande noch andauern.

Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der
Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen
hat. Schadensersatzanspriiche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fir
den Fall unberiihrt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden
trifft.

Der Kunde hat den Lieferanten vier Wochen vor der geplanten Inbetriebnahme
von Erzeugungsanlagen zum Eigenverbrauch in Textform Uber die Anlage(n) und
deren Leistung zu informieren

Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige
Preisberechnung / Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie

Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsys-
teme (oder rechtmaRige Ersatzwertbildung) des zusténdigen Messstellenbetrei-
bers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetrei-
ber oder Lieferanten oder, sofern keine Fernibermittiung der Verbrauchsdaten
(z. B. Uber ein intelligentes Messsystem) erfolgt, auf Verlangen des Lieferanten
oder des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgefiihrt. Verlangt
der Lieferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden
rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke
der Abrechnung, etwa anlasslich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen
eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Uberpriifung der Able-
sung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist.
Soweit der Kunde flir einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechen-
der Verpflichtung keine Ablesedaten Uibermittelt hat oder der Lieferant aus ande-
ren Griinden, die er nicht zu vertreten hat, den tatsachlichen Verbrauch nicht er-
mitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber recht-
maRig ermittelten Ersatzwerte verfligbar sind), kann der Lieferant den Verbrauch
auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem
Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Berlicksichtigung
der tatsdchlichen Verhaltnisse schatzen.

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis verse-
henen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt
zu seinem Grundstlick und zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies zur Er-
mittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messein-
richtungen erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den
Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss min-
destens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatz-
termin ist anzubieten. Der Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messein-
richtungen zugénglich sind. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert
oder behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kos-
ten pauschal gemaR Ziffer 18 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die
Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach
nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu er-
wartenden Kosten nicht tbersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis ge-
stattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die
Hohe der Pauschale.

Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die
Hohe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehen-
den Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Ver-
tragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht,
ist dies angemessen zu berlicksichtigen. Ist die Messstelle des Kunden mit einem
intelligenten Messsystem ausgestattet, ist der Lieferant berechtigt, anstelle der
Erhebung von Abschlagszahlungen, die Entgelte nach diesem Vertrag fir die im
Liefermonat gelieferte Energie innerhalb von drei Wochen nach dem Liefermonat
abzurechnen.

Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein
Jahr nicht Uberschreitet, und zum Ende des Vertragsverhaltnisses wird vom Lie-
feranten eine Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer Form oder in Pa-
pierform erstellt. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht, eine kosten-
pflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung zu wahlen,

3.5.

3.6.

3.7.

3.8.

3.9.

4.2.

4.3.

4.3.2.

44,

die auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt.
Erhalt der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgt die Ubermittlung der Ab-
rechnungen auf Wunsch auch in elektronischer Form. Erhalt der Kunde elektro-
nische Abrechnungen, erfolgt die Ubermittlung der Abrechnungen auf Wunsch
auch einmal jahrlich in Papierform. In jeder Abrechnung wird der tatsachliche
Umfang der Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerech-
net. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung
der tatsachlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Be-
trag unverzuglich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens aber mit der nachsten
Abschlagszahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Abrechnung entfallt das
Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.3 Satz 1.

Erhalt der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Ferniibermitt-
lung der Verbrauchsdaten (z. B. Uber ein intelligentes Messsystem), erhélt er un-
entgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformatio-
nen nach § 40b EnWG automatisch alle sechs Monate und auf Wunsch alle drei
Monate.

Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von
diesem benannten Dritten, soweit verfigbar, erganzende Informationen zu des-
sen Verbrauchshistorie gegen Entgelt zur Verfigung (vgl. Ziffer 18).

Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprifung der Mes-
seinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehtrde oder eine
staatlich anerkannte Priifstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die
Kosten der Nachpriifung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eich-
rechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht tGberschritten werden.

Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung der eich-
rechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des
Rechnungsbetrags festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grund-
lage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag
unverzlglich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nachsten Abschlagszah-
lung verrechnet. Ist das AusmaR des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder
zeigt eine Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmaBig ermittel-
ten Ersatzwerte vor), so ermittelt der Lieferant den Verbrauch fiir die Zeit seit der
letzten fehlerfreien Ablesung durch Schatzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6.
Anspriiche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorher-
gehenden Ablesezeitraum beschrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers
kann Uber einen groReren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der
Anspruch auf langstens drei Jahre beschrankt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wihrend des Abrechnungszeitraums, so
rechnet der Lieferant gednderte verbrauchsunabhéngige Preisbestandteile ta-
gesgenau ab. Fir die Abrechnung geanderter verbrauchsabhéngiger Preisbe-
standteile wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im
Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen
(§ 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisdnderung aufgeteilt, wobei
jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Er-
fahrungswerte angemessen zu beriicksichtigen sind. Die nach der Preiséande-
rung anfallenden Abschlagszahlungen kdnnen entsprechend angepasst werden.

Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung

Samtliche Rechnungsbetrége sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung,
Abschlage und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermes-
sen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung fest-
gelegten Zeitpunkt fallig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauer-
auftrag oder Uberweisung (auch durch Bariiberweisung) zu zahlen.

Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene
MaRnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant
erneut zur Zahlung auf oder lasst der Lieferant den Betrag durch Beauftragung
eines Inkassodienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem
Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemaR Ziffer 18 in Rech-
nung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage der Pauschale
nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein
und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht
Uibersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten
seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale.

Einwande gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zah-
lungsverweigerung nur,

sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen
Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorheri-
gen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachpriifung der Messein-
richtung verlangt und solange durch die Nachpriifung nicht die ordnungsge-
maRe Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist

oder

sofern aus Sicht eines verstandigen Kunden die ernsthafte Mdglichkeit eines
offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falschen Kundennamen, verwech-
selten Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei
weit auBerhalb der Plausibilitat liegenden Verbrauchsmengen, auch wenn eine
Nachpriifung der Messeinrichtung deren ordnungsgeméfe Funktion bestatigt
hat.

Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Ziffer 4.3 unberiihrt.

Gegen Forderungen des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraf-
tig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht fir An-
spriiche des Kunden aufgrund vollstédndiger oder teilweiser Nichterfiillung oder
mangelhafter Erflillung der Hauptleistungspflichten. Weiterhin gilt dies nicht fir
Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Ruckabwicklungsverhaltnisses
nach Widerruf des Vertrags entstehen.

Vorauszahlung

Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemesse-
ner Héhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht
unwesentlicher Hohe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums

von zwolf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriin-
deten Fallen.
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Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Héhe und die
Grinde fiir die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fir ihren Wegfall mit-
zuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Er-
messen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist friihestens zum Lieferbeginn
fallig. Die Hohe der Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorher-
gehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder dem
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Ver-
tragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer
ist, ist dies angemessen zu bericksichtigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nachsten vom Kunden nach dem Vertrag
zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbetrage) ver-
rechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leis-
tenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziig-
lich erstattet bzw. nachentrichtet.

Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vo-
rauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzahler) einrichten und be-
treiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

Entgelt / Zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte
Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach
den Ziffern 6.2 bis 6.4 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhéngigen Arbeitspreis
in der sich aus dem beigefiigten Preisblatt ergebenden Hohe. Diese werden auf
Grundlage der Kosten kalkuliert, die fiir die Belieferung aller Kunden in diesem
Tarif anfallen (unabhangig vom Zeitpunkt des jeweils einzelnen Vertragsschlus-
ses). Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fiir Energiebeschaffung und Ver-
trieb, die Kosten flr Messstellenbetrieb — soweit diese Kosten dem Lieferanten
vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden —, das an den Netzbetrei-
ber abzufiihrende Netzentgelt, die vom Netzbetreiber erhobene KWKG-Umlage
nach § 12 EnFG, die Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV, die Offshore-Netzum-
lage nach § 17f EnWG i. V. m. § 12 EnFG, die AbLaV-Umlage nach § 18 Abs. 1
AbLaV, die Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG (Die Kos-
ten, die mit der Wasserstoffumlage ausgeglichen werden sollen, werden derzeit
in die Umlage nach § 19 StromNEV eingerechnet.), die Stromsteuer sowie die
Konzessionsabgaben. Der Lieferant ist berechtigt, mit grundzustandigen Mess-
stellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte fiir den Messstel-
lenbetrieb mit intelligenten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu
treffen, wonach der grundzustandige Messstellenbetreiber gegeniiber dem Lie-
feranten abrechnet, soweit der Lieferant sicherstellt, dass eine zusatzliche Inan-
spruchnahme des Kunden fir diese Entgelte durch den grundzustandigen Mess-
stellenbetreiber ausgeschlossen ist.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit
zusatzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten Steuern oder Abgaben be-
legt, erhdht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehen-
den Mehrkosten in der jeweils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die
Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit einer ho-
heitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine BufRgelder o-
der Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten fiir
die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der
jeweils geltenden Héhe nach Satz 1 und 2 flhrt bei Erstattungen (z. B. in Form
negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiter-
berechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Héhe und Zeitpunkt ihres
Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die je-
weilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiter-
berechnung ist auf die Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn und Zweck
der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhaltnis (z. B. nach Kopf
oder nach Verbrauch) zugeordnet werden kdnnen. Eine Weiterberechnung er-
folgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird Uber eine
solche Weiterberechnung spatestens mit der Rechnungsstellung informiert.

Zusétzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 die Umsatz-
steuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe der Umsatzsteuer
ergibt sich aus dem Preisblatt.

Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines nach Ziffern 6.3
und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2
— nicht hingegen etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich
auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die gesondert in der jeweils gelten-
den Héhe an den Kunden weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer 6.4 — durch
einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemaR § 315 BGB an-
zupassen (Erhdhungen oder Senkungen). Anlass flr eine solche Preisanpas-
sung ist ausschlieBlich eine Anderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der
Lieferant iiberwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer
solchen Preisanpassung ist auf die Veranderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit
der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.6 bzw. — sofern
noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.6 erfolgt ist — seit der erstmaligen
Tarifkalkulation nach Ziffer 6.2 bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwer-
dens der aktuellen Preisanpassung beschréankt. Kostensteigerungen und Kos-
tensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenlaufig zu saldieren. Die ein-
seitige Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht
sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so zu
wahlen, dass Kostensenkungen nicht nach fiir den Kunden unglnstigeren MaR-
stdben Rechnung getragen werden als Kostenerhéhungen, also Kostensenkun-
gen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhdhun-
gen. Der Kunde hat geméaR § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Auslibung des bil-
ligen Ermessens des Lieferanten gerichtlich tiberpriifen zu lassen. Anderungen
des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer 6.6 sind nur zum
Monatsersten erstmals zum Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit, moglich. Preis-
anpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Ande-
rungen spatestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform
mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung
zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert
hingewiesen.

Informationen Uber aktuelle Produkte (insbesondere gebiindelte Produkte bzw.
Leistungen) und Tarife erhalt der Kunde unter Tel.-Nr. 02195-9131-0 oder im In-
ternet unter www.s-w-r.de.

7. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten den Abschluss einer vertraglichen Vereinba-
rung mit einem Dritten Uber die Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr-
oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch elektrischer Arbeit und iber
einen anderen Bilanzkreis unverziglich mitzuteilen. Der Lieferant wird die Erbringung der
Dienstleistung auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung — soweit und solange diese
nicht durch eine Festlegung der BNetzA entbehrlich wird — gegen angemessenes Entgelt
ermdglichen.

8. Anderungen des Vertrags

Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedin-
gungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG,
MessEG und MessEV, héchstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschliisse
der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenzverhaltnis kann nach Vertragsschluss durch un-
vorhersehbare Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B.
durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits — etwa in der Phase
zwischen dem Abschluss des formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten
— absehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat,
in nicht unbedeutendem Male gestort werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im
Vertrag entstandene Licke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung des
Vertrags entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel fur unwirksam er-
klart), die nur durch eine Anpassung oder Ergénzung zu beseitigen sind. In solchen Fallen
ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag — mit Ausnahme des Entgelts — unverziiglich in-
soweit anzupassen und/oder zu ergénzen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenz-
verhéltnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Ver-
tragsliicken zur zumutbaren Fort- und Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses erforderlich
macht (z. B. mangels gesetzlicher Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Ver-
trags nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten méglich. Die Anpassung wird nur wirk-
sam, wenn der Lieferant dem Kunden die Anpassung spatestens einen Monat vor dem
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht,
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens
der Vertragsanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mittei-
lung gesondert hingewiesen.

9. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kiindigung / Sonderkiindigungsrecht
bei Einbau intelligentes Messsystem
9.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschluss-

nutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der
Kunde in nicht unerheblichem MaRe schuldhaft Energie unter Umgehung, Beein-
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet (,Energiedieb-
stahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten
Energieentnahme erforderlich ist.

9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Hohe des Doppelten der rechnerisch auf den
laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindes-
tens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant eben-
falls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den
zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Bei der Berechnung des Min-
destbetrags bleiben nicht titulierte Forderungen auRer Betracht, die der Kunde
schliissig beanstandet hat oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Liefe-
ranten und Kunden noch nicht fallig sind oder die aus einer streitigen und noch
nicht rechtskréftig entschiedenen Preiserhdhung des Lieferanten resultieren. Die
Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung aufler Verhaltnis
zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nach-
kommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spéatestens vier Wochen vorher an-
gedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der An-
schlussnutzung acht Werktage vorher durch briefliche Mitteilung, unter Angabe
des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekiindigt. Der Lieferant wird den Netz-
betreiber zu dem in der Ankiindigung genannten Zeitpunkt beauftragen, die An-
schlussnutzung zu unterbrechen, wofiir der Netzbetreiber nach den Vorgaben
des einheitlichen Netznutzungsvertrags Strom sechs weitere Werktage Zeit hat.
Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbre-
chung zwingend entgegenstehen, unverziiglich hinweisen.

9.3. Der Gesetzgeber hat mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht zur
Versorgungsunterbrechung gegenlber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG
eingefiihrt, das derzeit bis zum 30.04.2024 gilt und dem vertraglichen Recht zur
Versorgungsunterbrechung aufgrund von Zahlungsverzug nach dieser AGB-Zif-
fer fur diese Kunden vorgeht. Nach § 118b EnWG ist eine Versorgungsunterbre-
chung vier Wochen nach vorheriger Androhung méglich, wenn der Kunde seiner
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung nicht nachkommt. Dem Kunden ist nach
§ 118b Abs. 7 EnWG vor der Versorgungsunterbrechung insbesondere der Ab-
schluss einer Abwendungsvereinbarung, zur Vermeidung der Versorgungsunter-
brechung, anzubieten. Die Regelung zur Unterbrechung und zur Wiederherstel-
lung der Anschlussnutzung aufgrund von Zahlungsverzug nach dieser AGB-Ziffer
sind firr die Dauer der Wirksamkeit des § 118b EnWG ausgesetzt.

94. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind
vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstan-
denen Kosten pauschal gemaR Ziffer 18 in Rechnung. Auf Verlangen des Kun-
den ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung
muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht Ubersteigen. Dem Kunden ist zudem der
Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich gerin-
ger als die Hohe der Pauschale. Die Belieferung wird unverziglich wiederherge-
stellt, wenn die Griinde fiir die Unterbrechung entfallen und die Kosten der Un-
terbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt,
bleibt es dem Kunden zur Verkiirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer er-
teilten Einzugserméachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und
Wiederherstellung unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen.

9.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekiindigt und
die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverziiglich
beim zusténdigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des
Kunden im Falle einer auBerordentlichen Kiindigung des Lieferanten trotz der
Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen
aus den Festlegungen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) iber den
Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet
werden, ohne dass der Lieferant dafiir einen Ausgleich erhalt (z. B. im Rahmen
der Mehr- oder Mindermengenabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der
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Kunde fir diese fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Energiediebstahls nach Zif-
fer 9.1 oder im Fall eines Zahlungsverzugs unter den Voraussetzungen von Zif-
fer 9.2 Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die Kiindigung min-
destens zwei Wochen vorher anzudrohen. Die Kiindigung unterbleibt in diesem
Fall, wenn die Folgen der Kiindigung auBer Verhéltnis zur Schwere des Zah-
lungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht be-
steht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nachkommt.

9.6. Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 6 des Auftrags-
formulars, bei einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsys-
tems mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekiindigten Zeitpunkt des Ein-
baus zu kiindigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall mit der Kiindi-
gung ein Angebot fiir den Abschluss eines neuen Energieliefervertrags unterbrei-
ten.

10. Haftung

10.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei
Nichterflillung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspateter Abrechnung) fir
dadurch entstandene Schaden nach Malkgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.

10.2. Anspriiche wegen Schaden durch Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten
in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netz-
betriebs einschlieRlich des Netzanschlusses handelt, gegeniiber dem Netzbetrei-
ber geltend zu machen.

10.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverziglich tber die mit der Scha-
densverursachung zusammenhangenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie
ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen.

10.4. In allen tibrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfiillungs-
und Verrichtungsgehilfen fur schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen,
soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt
wurde; dies gilt nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Kérpers
oder der Gesundheit oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erflillung die ordnungsgemafe Durchfiih-
rung des Vertrags Uberhaupt erst ermdglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmagig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vor-
satz oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich die Haftung auf den
Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mégliche Folge
der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berlicksichtigung der Um-
sténde, die sie kannte oder kennen musste, héatte voraussehen miissen.

10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberihrt.
11. Umzug
11.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziglich vorab un-

ter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zahlernum-
mer oder Marktlokations-Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Re-
gelfall muss diese Mitteilung bis spatestens zehn Werktage vor dem Umzugsda-
tum erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim
Netzbetreiber zu ermdglichen.

11.2. Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden
mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen
Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht.

11.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers kann der Kunde
den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter Mitteilung
seiner zukinftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukiinftigen Ent-
nahmestelle verwendeten Marktlokations-ldentifikationsnummer kiindigen. Die
Kiindigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu
einem spateren Zeitpunkt erklart werden. Die Kiindigung beendet diesen Vertrag
nicht und der Lieferant wird den Kunden zu den bisherigen Vertragsbedingungen
an seinem neuen Wohnsitz weiterbeliefern, wenn der Lieferant dem Kunden dies
binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kiindigung anbietet und die Belieferung an
dessen neuem Wohnsitz méglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs
setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mit-
geteilt hat.

11.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Griinden, die dieser
zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst
nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen
Entnahmestelle, fir die der Lieferant gegeniiber dem 6rtlichen Netzbetreiber ein-
stehen muss und fiir die er von keinem anderen Kunden eine Vergiitung zu for-
dern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrags zu vergiten. Die Pflicht des
Lieferanten zur unverziiglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und
Anspriiche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder ver-
spatet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unbertihrt.

12. Ubertragung des Vertrags

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf
einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfahigen Dritten zu Ubertragen. Eine
Ubertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spatestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der
Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Ubertragung hat
der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferan-
ten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen
nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragun-
geni. S. d. Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer unberihrt.

13. Datenschutz

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhalt der
Kunde in der ,Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“ des Lieferanten.

14. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwechsel

14.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils zu-
standigen Netzbetreiber erhaltlich.

14.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zligig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist
der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fiir ihn maRgeblichen Ver-
brauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant
aus Griinden, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann,
ist der geschatzte Verbrauch anzugeben.

15. Streitbeilegungsverfahren

15.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind
verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern i. S. d. § 13 BGB (Verbraucher)
insbesondere zum Vertragsschluss oder zur Qualitdt von Leistungen des Unter-
nehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungs-
netz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im
Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang
beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten
an: Stadtwerke Radevormwald GmbH, Vertrieb, Am Gaswerk 13, 42477 Rade-
vormwald, Tel.: 02195-9131-0, Mail: vertrieb@s-w-r.de.

15.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie
§ 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchfiihrung eines Schlichtungsver-
fahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen
oder auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5
VSBG bleibt unberihrt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei
der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der
Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjahrung geman § 204 Abs. 1 Nr. 4
BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Ver-
fahren (z. B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberthrt.

15.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:
Schlichtungsstelle Energie e. V.,
FriedrichstraBe 133, 10117 Berlin,
Telefon: 030/2757240-0, Telefax: 030/2757240—69,
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten fiir den Bereich
Elektrizitat und Gas sind erhéltlich Gber den

Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur,

Postfach 8001, 53105 Bonn,

Telefon: 0228 / 141516, Telefax: 030/22480-323,

E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

15.4. Verbraucher haben die Mdglichkeit, Uber die Online-Streitbeilegungs-Plattform
der Europaischen Union kostenlose Hilfestellung fir die Einreichung einer Ver-
braucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungs-
vertrag sowie Informationen uber die Verfahren an den Verbraucherschlichtungs-
stellen in der Europaischen Union zu erhalten. Die Online-Streitbeilegungs-Platt-
form kann unter folgendem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consum-
ers/odr/.

16. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der
Bundesstelle fiir Energieeffizienz eine Liste gefiihrt, in der Energiedienstleister, Anbieter
von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmalnahmen aufgefiihrt sind. Weiter-
flihrende Informationen zu der sog. Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten sie un-
ter www.bfee-online.de. Sie kdnnen sich zudem bei der Deutschen Energieagentur tber
das Thema Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie
unter www.energieeffizienz-online.info.

17. Pauschalen/ Preise fiir weitere Dienstleistungen
netto ! brutto
Mahnkosten pro Mahnschreiben des Lieferan- €4,00 / -

ten (Ziffer 4.2)

Nachinkasso (Ziffer 4.2) € 35,00 / -
Unterbrechung der Anschlussnutzung (Zif- € 39,00 / -
fer 9.4)

Wiederaufnahme der Anschlussnutzung (Zif- €43,00 / €51,17
fer 9.4)

Kosten fur Bankriicklastschriften Geblihr des jeweiligen Kreditin-

stituts

In den genannten Bruttobetrégen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgeleg-
ten Hohe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit
keine Umsatzsteuerpflicht.

18. Schlussbestimmungen

18.1. Die Regelungen dieses Vertrags sind abschliefend. Miindliche Nebenabreden
bestehen nicht.

18.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder undurchfiihrbar
sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen wirksam.

Stand: Juni 2024


mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
file://www.schlichtungsstelle-energie.de
http://www.bfee-online.de/
http://www.energieeffizienz-online.info/
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	3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige Preisberechnung / Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie
	3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber oder Lieferante...
	3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der preisli...
	3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Verbrauc...
	3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahr nicht überschreitet, und zum Ende des Vertragsverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer Form oder in Papierform erstellt. A...
	3.5. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 4...
	3.6. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie gegen Entgelt zur Verfügung (vgl. Ziffer 18).
	3.7. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachpr...
	3.8. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messw...
	3.9. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums, so rechnet der Lieferant geänderte verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die nach Zi...

	4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und ...
	4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodien...
	4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
	4.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und solange du...
	oder

	4.3.2. sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falschen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit außerhalb der Pla...

	Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Ziffer 4.3 unberührt.
	4.4. Gegen Forderungen des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter ...

	5. Vorauszahlung
	5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wi...
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ...
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so ...
	5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

	6. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.4 zusammen.
	6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten Preisblatt ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfall...
	6.3. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten ...
	6.4. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer  ergibt sich aus dem Preisblatt.
	6.5. Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach Ziffern 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.
	6.6. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die gesondert in der jeweils geltenden H...
	6.7. Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Produkte bzw. Leistungen) und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 02195-9131-0 oder im Internet unter www.s-w-r.de.

	7. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG
	Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten den Abschluss einer vertraglichen Vereinbarung mit einem Dritten über die Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch elektrischer Arbeit ...

	8. Änderungen des Vertrags
	Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, MessEG und MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschlüsse der B...

	9. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung / Sonderkündigungsrecht bei Einbau intelligentes Messsystem
	9.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder ...
	9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berechtigt...
	9.3. Der Gesetzgeber hat mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung gegenüber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG eingeführt, das derzeit bis zum 30.04.2024 gilt und dem vertraglichen Recht zur Versorgungsunterbre...
	9.4. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 18 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnun...
	9.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle e...
	9.6. Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 6 des Auftragsformulars, bei einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus zu kündigen...

	10. Haftung
	10.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.
	10.2. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu mac...
	10.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.
	10.4. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde...
	10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrags als mögliche Folge der Vertrags...
	10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	11. Umzug
	11.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zählernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese M...
	11.2. Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht.
	11.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers kann der Kunde den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter Mitteilung seiner zukünftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukünftigen Entnahmestelle ve...
	11.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah...

	12. Übertragung des Vertrags
	Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen vor dem...

	13. Datenschutz
	Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält der Kunde in der „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“ des Lieferanten.

	14. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwechsel
	14.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils zuständigen Netzbetreiber erhältlich.
	14.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen...

	15. Streitbeilegungsverfahren
	15.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern i. S. d. § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbrauch...
	15.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht ...
	15.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:  Schlichtungsstelle Energie e. V.,  Friedrichstraße 133, 10117 Berlin,  Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69,  E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,  Homepage: www.schlichtun...
	Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den  Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur,  Postfach 8001, 53105 Bonn,  Telefon: 0228 / 141516, Telefax: 030/22480-323,  E-Mai...
	15.4. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsvertrag sowie In...

	16. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz
	Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sin...

	17. Pauschalen/ Preise für weitere Dienstleistungen
	18. Schlussbestimmungen
	18.1. Die Regelungen dieses Vertrags sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	18.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam.



